
Wenn in Deutschland von Glaube, Kirche und Werten die Rede ist, gibt es eine
gängige, geradezu klischeehafte kulturelle Topographie: immer bergab! So titelte die
Frankfurter Allgemeine Zeitung nach der Veröffentlichung einer Allensbach-Umfrage
im Auftrag der Deutschen Bischofskonferenz zur kirchlichen Kommunikation schwarz-
gallig: „Vertrauen der Katholiken in ihre Kirche schwindet“. In der Präsentation der
Umfrage ein Tag zuvor hatte sich dies noch etwas anders angehört, nicht so krachend
kulturpessimistisch, sondern mit zarten Untertönen von Hoffnung. 
Die Konrad-Adenauer-Stiftung wollte es deshalb genau wissen und hat eine eigene
Umfrage in Auftrag gegeben. Je 1000 repräsentativ ausgewählte Personen über 16 Jah-
ren aus den westlichen und den östlichen Bundesländern wurden Ende 2002 in Tele-
foninterviews durch infratest dimap befragt. In den östlichen Bundesländern mussten
überproportional viele Befragungen durchgeführt werden, um einen repräsentativen
Querschnitt zu erzielen. Selbstverständlich wurden die Ergebnisse dann gewichtet.
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(ca. 30 %), insbesondere der Jugendar-
beitslosigkeit, Überwindung der hohen
Analphabetenrate (über 50 %), Reform
des Justizwesens, des Sozial- und
Gesundheitswesens. Auf dem UN-Ent-
wicklungsindex liegt Marokko unter 173
Ländern an 123. Stelle – hinter den Nach-
barn Algerien und Tunesien. Besonders
besorgniserregend sind Ergebnisse von
Umfragen, wonach über 80 % der jun-
gen Marokkaner (die Hälfte der Bevölke-
rung ist jünger als 20 Jahre) ihre Zukunft
außerhalb des Landes sehen. Viele Prob-
leme des Landes werden von den Behör-
den heruntergespielt und somit in eine
Grauzone verdrängt: illegale Emigration,
Kinderarbeit, Prostitution, Drogenanbau
und Drogenhandel.

Profiteure dieser Situation sind die
Islamisten. Durch eine intensive und
umfassende soziale, karitative und erzie-
herische Tätigkeit über ein Netzwerk von
Wohltätigkeitsvereinen, Bewegungen und
Stiftungen gewinnen sie vor allem in den
verarmten und ungebildeten Schichten
der Bevölkerung ihre Anhänger. Aber auch
in intellektuellen Kreisen und im Mittel-
stand, und vor allem im Studentenmilieu
etablieren sich Islamistenbewegungen
zunehmend als einzige authentische
Opposition zum herrschenden Regime.
Ihre Lösung heißt Rückkehr zu den Wur-
zeln des Islam, Islamisierung der Moder-
ne statt Modernisierung des Islam. Eine

Anlehnung an den Westen wird als Ver-
rat an den islamischen Werten abgelehnt.

Es gibt aber auch Lichtblicke. Zu den
wichtigsten Neuerungen der letzten Jahre
gehört die sich regende zivile Gesellschaft
– allem voran die überaus aktive und effi-
ziente Frauenbewegung – und der zuneh-
mend freie Ton der Medien. Abgesehen
von der Person des Königs, der Religion
und der Westsahara-Frage, kennen diese
kaum noch Tabus. Das junge Wochen-
magazin Telquel präsentierte sich
unlängst erstmals offen als religions-
fremd-laizistisch. Auch politische Verei-
nigungen der Berber fordern die Trennung
von Staat und Religion. Unaufhaltbar
scheint der gesellschaftliche Aufstieg der
Frauen in Marokko; dass der König im
Unterschied zu seinen Vorfahren im letz-
ten Jahr seine Hochzeit öffentlich feier-
te, hatte Symbolwert. Im neuen Parla-
ment sitzen erstmals 35 Frauen unter den
325 Abgeordneten. Dank einer weitrei-
chenden Privatisierung der Telekommu-
nikation machen sich überall im Lande
die neuen Informations- und Kommuni-
kationsmittel breit. Marokko hat nach
Südafrika das dichteste Netz für Mobil-
telefone und Internetanschlüsse auf dem
gesamten  afrikanischen Kontinent. 

In diesem Umfeld versucht die Kon-
rad-Adenauer-Stiftung, ihren Beitrag zur
Förderung der noch instabilen demokra-
tischen Ansätze in Marokko zu leisten.

Das große Renommee, das die KAS
während ihrer 20jährigen Präsenz im
Lande mittlerweile gewonnen hat, ist
dafür vom Vorteil. Waren die Projekt-
ansätze in den früheren Jahren vorwie-
gend auf den wissenschaftlichen Bereich
ausgerichtet, gewinnen Maßnahmen des
politischen und interkulturellen Dialogs
gegenwärtig zunehmend an Bedeutung.

Ein halbes Jahr nach den Terroran-
schlägen von New York und Washington
veranstaltete die KAS im März 2002 an
der renommierten Universität Al Akha-
wayn in Ifrane eine internationale Dis-
kussionsrunde zum Thema „Nachwirkun-
gen des 11. September auf die islamische
Welt und ihre Beziehungen zum Westen“.
Es handelte sich um die erste Veranstal-
tung dieser Art in Marokko, dementspre-
chend groß war auch das Interesse der
Medien. Dazu beigetragen hat sicherlich
auch die Tatsache, dass der Mitveran-
stalter, das Centre Tarik Ibn Zyad, von Has-
san Aourid geleitet wird, der zugleich
Palastsprecher und Berater des Königs ist.

Von herausragender Relevanz war das
gemeinsam mit dem renommierten
marokkanischen Think-Tank l’Associati-
on Ribat Al-Fath im Oktober 2002 in
Rabat durchgeführte internationale Fach-
kolloquium über „Die neuen Herausfor-
derungen der europäisch-marokkani-
schen Beziehungen“. Als prominenter
Gastredner war Prof. Hans-Gert Pötte-
ring, MdEP, Vorsitzender der EVP/DE-
Fraktion im Europäischen Parlament
und Vorstandsmitglied der Konrad-
Adenauer-Stiftung, anwesend. Welche
Bedeutung dieser Thematik in Marokko
beigemessen wird, kann man daran
ermessen, dass König Mohammed VI. per-
sönlich die Schirmherrschaft über die Ver-
anstaltung übernommen hatte. Die bei-
den Themenstellungen Islamdialog und
Dialog mit der EU werden weiterhin als
Schwerpunkte der Stiftungsarbeit aus-
gebaut. Damit wird das Länderprogramm,
basierend auf den Partnerprojekten in den
Bereichen Wissenschaftskooperation,
Kommunalpolitik und Mittelstandsförde-
rung, inhaltlich abgerundet.

JAN SENKYR
LEITER AUSSENSTELLE MAROKKO
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N a c h g e f r a g t
Was denken die Deutschen über
Glaube, Kirche und Politik?

König Mohammed VI. begrüßt weibliche Abgeordnete: Im neuen Parlament
sitzen erstmals 35 Frauen unter den 325 Abgeordneten. 
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Glaube und Religiosität
Fragt man nach der Religiosität der Deutschen im allgemeinen,
so fällt auf, dass 43% sich als „sehr“ oder „ziemlich religiös“
bezeichnen und nur 18% dezidiert erklären, „überhaupt nicht
religiös“ zu sein. Ebenso signifikant ist, dass immerhin 70% an
einen persönlichen Gott oder eine überirdische Macht glauben
und nur 17% „weder noch“ angeben, also echte Atheisten sind.
Atheismus ist in Deutschland offensichtlich anders als in ande-
ren Ländern unschicklich.

Fragt man dagegen konkret nach dem Rückhalt für die klas-
sischen christlichen Glaubensinhalte, so ergibt sich ein 50-50
Bild (Grafik 1). Mancher mag darin das Glas noch halb voll, ein
anderer eher halb leer sehen, je nach Hoffnungen oder Befürch-
tungen, die man hegt.

Nimmt man beides zusammen, so zeigt sich, dass der Glau-
be an etwas Transzendentes - und wenn auch nur an eine „höhe-
re Macht“ – existiert, aber doch eine Distanz zu klassischen
christlichen Dogmen spürbar ist.

Rolle und Bedeutung der Kirchen
Allgemein ist der Prozentsatz derjenigen, die sich „überhaupt
nicht“ mit der Kirche verbunden fühlen, mit 30% relativ gering,
5% bezeichnen sich als „sehr stark“, 16% als „stark“ und domi-
nierende 49% als „etwas verbunden“. Das bestätigen die  Ergeb-
nisse. Ungern scheinen die meisten sich gänzlich von der Kir-
che lossagen zu wollen, die Antwort „etwas“ belässt ihre Antwort
im Unbestimmten.

Man muss aber differenzieren: Eines der auffälligsten Ergeb-
nisse der Untersuchung ist, welche Bedeutung „Kirche vor Ort“
hat. Neben vielen vergleichbaren Angaben betonen 65% der
Befragten, dass sie gerne öfter intensive persönliche Gespräche
mit ihrem Pfarrer führen möchten, was immerhin schon 43%
vorher getan haben. Der persönliche Zugang, die Ansprechbar-
keit haben eine besondere Qualität.

Schaut man sich an, welche Aufgaben die Bevölkerung den
Kirchen zumisst, so sind es vor allem die Kernaufgaben, die hohe
Zustimmungswerte erzielen (Gestaltung von Gottesdiensten,
Seelsorge, Hilfe für Familien in Not). Die Gestaltung von Rund-
funk- und Fernsehprogrammen, aber erstaunlicherweise auch
der Betrieb von Schulen (28%) sehen wenige als Aufgaben der
Kirchen an (Grafik 2).

Auch bei den Stellungnahmen der Kirchen zeigt sich, dass
es auf breite Zustimmung trifft, wenn die Kirchen ihre ureige-
nen Felder bestellen, z.B. Menschenrechtsfragen und – sehr
aktuell – die Frage von Krieg und Frieden. Bei kirchlichen Äuße-
rungen zur Wirtschaftsordnung oder zur Sozialgesetzgebung
sind die Zustimmungswerte geringer. Hier vermutet man die
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Grafik 2
Aufgaben der Kirchen

sollten mehr tun Aufgaben der Kirchen

Grafik 3
Stellungnahmen

Expertise offensichtlich bei anderen gesellschaftlichen Akteu-
ren (Grafik 3).

Einschränkend muss man hinzufügen, dass allerdings nur
19% angeben, die kirchlichen Stellungnahmen zur eigenen Mei-
nungsbildung herangezogen zu haben.

Es wurde auch nach typischen Erscheinungen des speziel-
len deutschen Miteinanders von Staat und Kirchen gefragt. Hier
zeigten sich relativ hohe Zustimmungswerte z.B. zum Religi-
onsunterricht an staatlichen Schulen, aber auch zu christlichen
Symbolen in öffentlichen Räumen. Die geringen Werte zum
deutschen Kirchensteuersystem haben wohl mehr mit der Unbe-
liebtheit von Steuern insgesamt zu tun (Grafik 4).

Zusammenfassend kann man folgende
Ergebnisse formulieren:
• Es gibt einen Wunsch nach Nähe zur Kirche und nach

persönlicher Begegnung mit Geistlichen.
• Die Bevölkerung gibt ein Plädoyer für die Ausübung der

Kernkompetenz der Kirchen ab.
• Die Kirche soll sich nach Meinung der meisten mit ihren

ureigenen Themen beschäftigen.
• Es gibt eine teils verhaltene, teils aber auch deutliche

Zustimmung zum staatskirchenrechtlichen Status quo.
Deutliche laizistische Tendenzen konnten nicht festgestellt
werden.

Christliche Werte in der Politik
Von besonderer Bedeutung im Hinblick auf das Grundanliegen
der Untersuchung ist die Frage nach der Zustimmung zum christ-
lichen Menschenbild (Grafik 5).

Sieht man einmal von der menschlichen Fehlbarkeit (ganz
unten) ab, die ja eher ein Gemeinplatz ist, so wiederholt sich
die oben erwähnte 50-50-Situation auch hier, mit leicht opti-
mistischer Tendenz. Immerhin 60% geben z.B. an, dass für sie
Gott in jedem menschlichen Wesen wirksam und erfahrbar ist.
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Warum nachfragen?
Nostalgiker bezeichnen Politik als die Kunst des Möglichen,
heute wird sie meist nur noch als die Technik des Möglichen
verstanden: ein System von Abläufen, Entscheidungen, legiti-
mierenden Akten. Dennoch benötigt Politik ein Fluidum von
Überzeugungen, Werten, Grundentscheidungen, das die Tech-
nik des Möglichen erst ermöglicht. Es kommt darauf an, diese
Grundlagen zu kennen, ihren Wandel zu verfolgen und mit dem
Möglichen in Einklang zu bringen.

Nicht nur aus Sicht der Christlichen Demokratie sind Glau-
be, Religiosität, das Verhältnis von Kirche und Staat sowie die
Wertüberzeugungen der Menschen entscheidende Grundlagen
von Politik. Sie prägen die Atmosphäre einer Gesellschaft, in
der Politik sich verwirklicht. Umso wichtiger ist es, von Zeit zu
Zeit eine Bestandsaufnahme zu machen.

Was wurde gefragt?
Die Umfrage lässt sich in sechs Themenbereiche einteilen:
• Glaube und Religiosität
• Rolle und Bedeutung der Kirchen
• Christliche Werte in der Politik
• Die Union und das „C“
• Islam und Muslime
• Besondere Ergebnisse.

dass es am Ende der Geschichte ein jüngstes Gericht gibt

dass Jesus Christus zugleich Gott und Mensch war

dass Gott in den drei Personen Vater, Sohn, heiliger Geist existiert

dass Jesus Christus von den Toten auferstanden ist
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also nach der Entwicklungshilfe an Staaten gefragt wird, in
denen Menschenrechtsverletzungen begangen werden, ergibt
sich ein unentschiedenes Bild: nur noch 49% befürworten in
diesem Falle Entwicklungshilfe. Man ist also insgesamt wenig
bereit, moralische Erwägungen ökonomischen Interessen unter-
zuordnen.

Kritisch wird die Bevölkerung erst, wenn es um den direk-
ten Link zwischen Kirchen bzw. Religion und Politik geht. 62%
meinen, die Kirchen sollten nicht versuchen, Entscheidungen
der Regierung zu beeinflussen und weniger als die Hälfte, näm-
lich 44%, wünscht sich mehr Menschen mit religiöser Über-
zeugung in öffentlichen Ämter. Offensichtlich gibt es also eine
große Zustimmung für das christliche Menschenbild und eine
wertorientierte Politik. Es macht sich aber auch eine gewisse
Reserviertheit gegen den Einfluss der Kirchen auf die Politik
bemerkbar. Der antiinstitutionelle Affekt der Bevölkerung gegen
die Kirche bricht sich hier Bahn.

Die Union und das „C“
Für die Christdemokratie ist es naturgemäß von großer Bedeu-
tung, wie in der Bevölkerung das „C“, der christliche Anspruch
im Parteinamen, beurteilt wird. Dieser Anspruch wird in der
öffentlichen Debatte von zwei Seiten in die Zange genommen:
einmal von Vertretern der Kirche selbst, die dies als Anmaßung
verstehen, zum anderen von säkularen Kreisen, die jede Ver-
bindung der religiös-kirchlichen mit der politischen Sphäre für
unzeitgemäß halten (Grafik 7).

Es wurde danach gefragt, ob das „C“ ein selbst gewählter
Anspruch ist, an dem sich die Partei messen lassen muss, oder
ob damit ein Missbrauch des Christlichen vorliege. 60% haben
das „C“ als Anspruch akzeptiert. Dies ist angesichts der Debat-
tenlage in der medial vermittelten Öffentlichkeit bemerkens-
wert.

Ost und West
Besonders aufschlussreich ist die Umfrage im Hinblick auf Ost-
und Westdeutsche. An dem Beispiel „Haltung zu kirchlichen
Stellungnahmen“ lässt sich gut verdeutlichen, dass man nicht
immer von einem Ost-West-Unterschied sprechen kann. Ost-
und westdeutsche Bevölkerung haben ungefähr die gleichen
Zustimmungswerte zu kirchlichen Stellungnahmen.

Die Unterschiede zeigen sich erst, wenn nach spezifisch
christlichen Überzeugungen gefragt wird. immer wenn Christ-
liches expressis verbis erwähnt wird, treten sofort große Diffe-
renzen in den Zahlen auf. So ist z.B. die Zustimmung zum christ-
lichen Menschenbild in den Punkten „Der Mensch ist von Gott
geschaffen“ (Zustimmung West: 57%, Zustimmung Ost: 30%)
und „Gott ist in jedem menschlichen Leben wirksam und erfahr-
bar“ (West: 65%, Ost: 38%) sehr geteilt. Sobald Christliches nur
implizit auftaucht, findet wieder eine Angleichung statt. So hal-
ten West- und Ostdeutsche den Menschen gleichermaßen für
unvollkommen und fehlbar (West: 86%, Ost 81%).

Es ist dann auch wenig verwunderlich, wenn Ostdeutsche
weniger Verständnis für die Besonderheiten des Staat-Kirche-
Verhältnisses in Deutschland aufbringen und zum Beispiel die
Berufung auf Gott in der Präambel des Grundgesetzes nur zu
39% billigen, Westdeutsche sie dagegen zu 60% gutheißen.
Mit Kruzifixen in öffentlichen Räumen sind nur 37% der Ost-
deutschen einverstanden (West 58%).

Fazit
Folgende Kernthesen lassen sich aus der Umfrage
herauslesen:
• Transzendenz ja, klassische christliche Dogmen (eher) nein.
• Die Befragten geben ein Plädoyer für die Ausübung der

Kernkompetenz der Kirchen ab.
• Es zeigt sich eine stabile Wertorientierung.
• Das „C“ ist für die Union unverzichtbar.
• Es herrscht ein Klima der Toleranz gegenüber Islam und

Muslimen.

Damit ist nach Einschätzung aller, die an der Auswertung
beteiligt waren, kein Grund zu einer Alarmstimmung gegeben.
Das kulturpessimistische „Berg-ab-Bild“ mag, gemessen an
einem Idealbild von frommer Gesellschaft, zwar stimmen; nimmt
man jedoch noch die historisch vergleichenden Untersuchun-
gen zum Beispiel von Allensbach hinzu, so ist auch dort der
Grundtenor, dass die „Talsohle“ durchschritten ist und sich inzwi-
schen ein stabiles Niveau an Wertorientierung und Kirchen-
verbundenheit ergeben hat. JOHANNES CHRISTIAN KOECKE
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Sehr viel Wasser in den Wein gießen aber die Antworten
auf die logische Folgefrage, ob nämlich diesem Anspruch in der
Umsetzung Genüge geleistet wird. 73% sagen, dass die CDU
christliche Wertvorstellungen nicht umsetzt. Anspruch und
Wirklichkeit klaffen also in der Meinung der Bevölkerung aus-
einander. Wegen der hohen Akzeptanz des „C“-Anspruchs folgt
aber gerade daraus nicht, dass die Christdemokratie auf das „C“
verzichten sollte; im Gegenteil: der Anspruch muss mit Leben
gefüllt und umgesetzt werden.

Islam und Muslime
Die Ergebnisse der Umfrage im Hinblick auf den Islam und den
Umgang mit Muslimen sind erfreulicherweise eindeutig: Eine
große Mehrheit von 64% spricht sich für eine freie Religions-
ausübung der hiesigen Muslime aus. Auch der islamische Reli-
gionsunterricht findet eine Mehrheit. Nur 19% sind antimus-
limisch eingestellt (Grafik 8).

Die Gegenprobe bringt das gleiche Ergebnis. Es gibt keine
nennenswerte Aversion gegen Muslime. Nur 4% von denen, die
Muslime in der Nachbarschaft haben, fühlen sich durch sie
gestört, nur 8% von denen, die keine Muslime in der Nachbar-
schaft haben, würden sich durch sie gestört fühlen. Auch haben
relativ viele Erfahrungen mit Muslimen gemacht und sind mit
ihren Gebräuchen vertraut.
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das „C“ ein selbst gewählter Anspruch ist

Grafik 7
Die Union und das „C“
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Auch ist der Wert von 73%, die christlichen Wertvorstel-
lungen in der Politik eine wichtigere oder gleich wichtige Rolle
in der Zukunft zusprechen, durchaus bemerkenswert 
(Grafik 6).

Dies hält sich auch in den Vorstellungen zur praktischen
Politik durch: Neben einer hohen Zustimmung zur Entwick-
lungshilfe im allgemeinen, die von 92% der Befragten für rich-
tig befunden wird, steht eine hohe Ablehnung des Handels mit
Folterstaaten (70%). Wenn sich beide Haltungen kreuzen, wenn

Aktive Sterbehilfe darf auch bei Todkranken nicht angewandt werden

Der Mensch muss sich für sein Leben vor Gott verantworten

An menschlichen Embryonen darf auf keinen Fall, auch nicht zu
medizinischen Zwecken, geforscht werden.

Der Mensch ist von Gott geschaffen

Es gibt ein Leben nach dem Tod

Gott ist in jedem menschlichen Wesen wirksam und erfahrbar

Der Mensch ist grundsätzlich unvollkommen und fehlbar

Grafik 5
Christliches Menschenbild
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Grafik 6
Künftige Rolle christlicher
Wertvorstellungen in der Politik
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